
Resolution Mitgliederversammlung DIE LINKE. KV Göttingen am 14.04.2010 in Gimte

Keine Südspange – 
für mehr ÖPNV, Fuß- und Fahrradwege
 

Auf  entschiedene Ablehnung von DIE LINKE.  stößt  der  geplante  Bau  der  Göttinger  Südspange.  Dieser
geplante  Straßenneubau  würde  das  Göttinger  und  Rosdorfer  Naherholungsgebiet  am  Kiessee  und  im
Göttinger Süden sowie das nahegelegene Wasserschutzgebiet zerstören. Die ohnehin finanziell notleidende
Stadt würde durch städtische Ausgaben von mehreren Mio. Euro völlig unsinnig belastet, so dass Geld in
den Bereichen Soziales, Jugend, Bildung und Kultur fehlt. Auch eine Verkehrsentlastung ist nicht erkennbar,
in der Wiesenstraße, Kiesseestraße und im Rosdorfer Weg sind hingegen Mehrbelastungen zu befürchten.
Der weitaus größte Teil der aus dem Umland in den Göttinger Süden kommenden Autofahrer möchte in die
Stadt und nicht um sie herum fahren, hat also auch nichts von einer Südspange.
Im Göttinger Stadtrat wenden sich nur die Göttinger Linken entschieden gegen die Südspange.
 

Wir stehen für eine andere Politik.
DIE LINKE. will statt des ständigen Baus von immer mehr, breiterer und neuer Straßen eine Förderung des
ÖPNV und des Fahrradverkehrs. Wir brauchen eine deutliche Verbesserung der Anbindung des Göttinger
Umlandes  an den  ÖPNV.  Der  vorhandene  Bahnverkehr  darf  nicht  abgebaut,  sondern  muss  ausgebaut
werden. So fordern wir die Wiedereröffnung der Bahnhöfe in Obernjesa, Rosdorf und Bovenden. 
Statt neuer Autostraßen fordert DIE LINKE. einen weiteren Ausbau des Radwegenetzes und begrüßt auch
den in Adelebsen geplanten Lückenschluss des Leine-Weser-Radweges.
DIE LINKE.  möchte  eine  Planung,  die  auf  eine  grundsätzliche  Verkehrsvermeidung setzt.  Statt  weiterer
Einkaufszentren auf der grünen Wiese brauchen wir eine Planung für kurze Wege.
 

DIE LINKE. unterstützt deswegen das Bündnis gegen die Südspange und ruft alle Göttinger Bürgerinnen
und Bürger auf, an der Bürgerbefragung teilzunehmen und die Südspange abzulehnen. 
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